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Am 14. Juni beginnt die Fußballeuropameisterschaft (EM 2024) der Männermannschaften und endet
einen Monat später. Sie wird dieses Mal In Deutschland an 10 Spielstätten ausgetragen. Das rein
sportliche Spektakel wird jedoch von innen- und weltpolitischer Krisenhaftigkeit und Unsicherheit in
Beschlag genommen. Regierungen nutzen solche Großveranstaltungen, die massenhafte
Aufmerksamkeit auf sich ziehen, gerne, um sich gleichzeitig im Licht erfolgreicher Nationalteams zu
sonnen und währenddessen bspw. unpopuläre Gesetze zu installieren. Diesmal wird die
Öffentlichkeit jedoch bereits im Vorwege hellhörig durch Pläne der deutschen Bundesregierung, die
EM als Vorwand für verschärfte politische Repression zu projektieren.

Ausbau des EU-Sicherheitsapparats

Die Vorbereitungen zur Großveranstaltung laufen auf Hochtouren und auch die Bundespolizei
bereitet sich sehr gründlich darauf vor. „Die Sicherheit der Fußball-EM bei uns im Land hat höchste
Priorität. Alle Sicherheitsbehörden bereiten sich hochprofessionell vor. An allen Spielorten und
überall, wo sich viele Menschen bewegen, gilt: Die Polizei wird hohe Präsenz zeigen. Dafür bin ich
den Landespolizeien und unserer Bundespolizei sehr dankbar“, so Bundesinnenministerin Nancy
Faeser.

„Dabei intensivieren wir die Maßnahmen auf allen Verkehrswegen für die Sicherheit der Fußballfans
und Reisenden. In Zügen und Bahnhöfen wird die Bundespolizei die Präsenz erhöhen“. Alle
Maßnahmen wären eng mit den Polizeien der Länder, Grenzpolizeien der deutschen
Anrainerstaaten, Eisenbahnverkehrsunternehmen, Flughafenbetreiber:innen und relevanten
Sicherheits- und Ordnungspartner:innen abgestimmt.

Die Bundespolizeidirektion Koblenz wird hier an insgesamt neun Grenzübertrittsorten zu
Frankreich, Luxemburg und Belgien die Reisebewegungen überwachen. Von dort aus erfolgen
gemeinsame Streifen mit der Bundespolizeiinspektion Saarbrücken und den Kolleginnen und
Kollegen der französischen Police aux Frontières (Grenzpolizei) sowie des Service National de la
Police Ferroviaire (französische Bahnpolizei). Außerdem gibt es für Schwerpunkteinsätze ein
gemeinsames Kommissariat.

Mit Frankreich sind etwa gemeinsame Polizeieinheiten und Streifen im grenzüberschreitenden
Bahnverkehr geplant. Die Ministerin hob hervor, dass auch bei der Abwehr hybrider Bedrohungen
und beim Schutz vor Terrorismus eng mit Frankreich zusammengearbeitet wird.

Regierungsoffziell heißt es: Im Fokus stehen der Schutz vor Islamist:innen und anderen
Extremist:innen, vor Hooligans und weiteren Gewalttäter:innen sowie die Sicherheit der Netze.

Diese Konzeption wird ergänzt durch eine stärkere Kooperation des Staatsapparats auch auf
Länderebene. So hat etwa der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul für die Fußball-
Europameisterschaft erhöhte Sicherheitsmaßnahmen angekündigt. Teil des Konzepts: Urlaubssperre
für Polizist:innen und ein internationales Polizeizentrum in Neuss. Teil dieser Aufrüstungspläne ist
auch ein besserer Datenaustausch zwischen Behörden. Die derzeitige Kommunikation sei unter
anderem aus Datenschutzgründen eingeschränkt und wichtige Informationen dürften nicht
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weitergegeben werden. Um dem entgegenzuwirken, seien Reuls Ansicht nach verbesserte
Instrumente wie die umstrittene Vorratsdatenspeicherung erforderlich. So wird die Fußball-EM zum
„zivilen“ Test für weitere staatliche Überwachung.

Staatsräson im DGB: die Gewerkschaft der Polizei (GdP)

Als spezielle Scharfmacher:innen für Hass und Hetze erweisen sich wieder einmal die Spitzen der
Gewerkschaft der Polizei (GdP). Der Bezirksvorsitzende für Bundespolizei und Zoll, Andreas
Roßkopf, meinte: Im Visier der Kontrollen stünden vor allem „die Fangruppierungen, gewaltbereite
Hooligans, aber natürlich auch – islamistische Vereinigungen“.

„Und da brauchen wir – und haben auch – die Hinweise aus nationaler und internationaler
Zusammenarbeit.“ Mit dieser besonderen Belastung zur EM habe man aber bereits gerechnet und
sei vorbereitet.

Da muss dann sogar der Anschlag in einem „befreundeten“ Land auf eine Moskauer Konzerthalle
Ende März 2024 herhalten, der mutmaßlich von ukrainischen Nationalist:innen verübt worden ist,
ebenso wie ein Posting einer islamistischen Gruppierung in den sozialen Medien, das plakativ drei
EM-Spielorte als Anschlagsziele nennt, um den aufgefahrenen Sicherheitsapparat zu verteidigen.

Ein Hintergedanke der sicherheitspolitischen Kooperation ist nicht zuletzt das imperialistische
Interesse der Bundesrepublik, ihre Führungsposition in der Europäischen Union zu stärken und
auch die noch nicht kriegstüchtige eigene Bevölkerung an die angebliche Notwendigkeit von
polizeilicher Präsenz und finanziellen Opfern für Aufrüstung zu gewöhnen. Sie kann sich der
stetigen Unterstützung durch staatslammfromme DGB-Gewerkschaften dabei sicher sein.

Die Positionierung der GdP verdeutlicht außerdem einmal mehr, dass die Polizeigewerkschaft im
DGB nichts verloren hat. Gewerkschafter:innen, die gegen Spaltung und Repression am Arbeitsplatz,
gegen Rassismus, Überwachungsstaat und Militarisierung kämpfen, brauchen keine
Interessensvertretung des Staatsapparates in den eigenen Reihen, sondern müssen für den
Ausschluss der GdP aus dem DGB eintreten.

Repression und Rassismus

Selbstverständlich ist diese Sicherheitslawine nicht erst in Erwartung einer solchen Veranstaltung
überstürzt losgetreten worden. Dieses Paket reiht sich vielmehr als strategisches Kalkül der
herrschenden Klasse ein, das eine rassistische Politik mit repressiven Maßnahmen gegen linkere
Opposition verbindet. Die Asylgesetzgebung der bürgerlichen „Mitte“ passt nahtlos mit der
Erstickung von Solidaritätsbekundungen für die palästinensische Bevölkerung zusammen, die in die
Ecke „terroristischer Bedrohung“ gestellt werden. Die Verschärfung des Strafrechts beinhaltet auch
eine Neudefinition von Gewalt, die Vollzugsmaßnahmen wie Abschiebung und
Zwangsexmatrikulation unmittelbarer und auf höherer Eskalationsstufe spüren lässt.

Die EM nahm Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) dankbar als Steilvorlage auf und
forderte rasche Konsequenzen für Gewalttäter:innen. Er teilte der Zeitung „Bild am Sonntag“ mit,
auch Hooligans und Krawalltourist:innen würden sich auf den Weg nach Deutschland machen. Wenn
Straftaten begangen würden, sollte dort, wo es möglich sei, die Strafe auf dem Fuße folgen.

Kritik

Es erhebt sich aber auch Kritik im bürgerlich-liberalen Lager gegen den Sicherheitshype. So moniert
bspw. der Deutsche Anwaltsverein drei problematische Überwachungstechnologien, die nun auf



keinen Fall etabliert oder weiter ausgeweitet werden dürften. Dazu gehören Staatstrojaner, die
Zugriffe auf PCs legitimieren, durchgängiger Einsatz biometrischer Gesichtserkennungsprozeduren
sowie anlasslose Vorratsdatenspeicherung. Zu den Eckpunkten des Sicherheitskatalogs zählt neben
den genannten Pfeilern auch Präventionsarbeit durch die Unterstützung von Fanprojekten, z. B.
durch das Fanbetreuungsprogramm „Fans welcome“.

Für die Polizei und den Staat stehen die Fangruppen selbst im Visier der verschärften
Überwachung. Gegen diese, gegen die Kommerzialisierung des Sports, die bei den
Großveranstaltungen besonders krass und überteuert hervortritt, gegen die verordnete Fankultur
sollten sie sich organisiert zur Wehr zu setzen. Viele Fangruppen aus den Vereinen haben durch ihre
bundesweit organisierten Proteste gegen die Machenschaften des DFL Deutsche Fußball Liga e. V.
und Mauscheleien hinter ihrem Rücken mit zweifelhaften sportfremden Investor:innen nicht nur
Erfolg gehabt, sondern auch bewiesen, dass sie als organisierte Kraft Kapitalkraken widerstehen
können.

Diese Gruppen sind auch an den jeweiligen Spielorten stark vertreten. Sie könnten dabei die Kritik
an der Kommerzialisierung der Veranstaltungen bis zum Public Viewing mit der am
Überwachungswahn verbinden. Sie müssten sich dazu aber sowohl mit gewerkschaftlichen
Organisationen abseits von GdP und Deutscher Polizeigewerkschaft (DPolG) wie auch mit
internationalen Fanverbänden verbinden, Kontrollen und Einreisebeschränkungen entgegentreten.
Statt der Polizei könnten die Fanclubs eigenständige Ordner:innendienste organisieren und so für
einen geregelten Ablauf der Veranstaltungen sorgen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund überlässt es
leider „seiner Fachvertretung“, der GdP, sich mit dem Thema Staatsaufrüstung im Namen der
Sicherheit aller zu beschäftigen und klassenfeindlich hervorzutun.

Keine Grenzkontrollen!
Keine migrant:innenfeindliche Repression!
Keine Legitimierung von Überwachungseinrichtungen!
Nein zu allen Strafgesetz- und Sicherheitsverschärfungen!
Keine Mittel und Personal für polizeiliche Aufrüstung!
GdP raus aus dem DGB!
Organisierung von Sicherheitsvorkehrungen und Gegenwehr gegen staatliche
Kontroll- und  Einreisewillkür durch internationale Fangruppierungen und
Gewerkschaften!


